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Wir Frau ; Joseph der Erste ,
von Gottes Gnaden Kaiser von Oesterreich ; König von

Hungarn und Böhmen , König der Lombardei und Venedigs , von Dalma -

tien , Croatien , Slavonien , Galizien , Lodomerien und Jllprien , König
von Jerusalem rc . ; Erzherzog von Oesterreich ; Großherzog von Toscana
und Krakau ; Herzog von Lothringen , von Salzburg , Steyer , Kärnthen ,
Kram und der Bukowina ; Großfürst von Siebenbürgen ; Markgraf von

Mähren ; Herzog von Ober - und NLeder - Schlesien , von Modena , Parma ,

Piacenza und Guastalla , von Auschwitz und Zator , von Tefchen , Friaul ,
Ragusa und Zara ; gefürsteter Graf von Habsburg , von Tirol , von Kp-
bürg , Görz und Gradiska ; Fürst von Trient und Briren ; Markgraf von
Ober - und Nieder - Lausitz und in Jstrien ; Graf von Hohenembs , Feld -
kirch , Bregenz , Sonnenberg rc . ; Herr von Trieft , von Cattars und auf

der windischen Mark .

ÄEÜs vor nahe einem Jahre Unser durchlauchtigster Herr Vorgänger im Reiche,
Kaiser Ferdinand der Erste , dem allgemeinen Wunsche nach zeitgemäßen politischen
Verbesserungen durch die Verheißung freier Institutionen bereitwillig entgegen kam.
verbreiteten sich im ganzen Reiche die Gefühle der Dankbarkeit und freudiger Er¬
wartung . Aber nur wenig entsprachen die späteren Erlebnisse so gerechter Hoffnung .
Der Zustand , in welchem sich heute das Vaterland befindet , erfüllt Unser Herz mit
tiefer Betrübniß . Der innere Friede ist von ihm gewichen. Verarmung bedroht die
einst so gesegneten Lande. In der Haupt - und Residenzstadt Wien erheischen die
Umtriebe einzelner Übelwollender noch immer , zu Unserem großen Leidwesen und
unerachtet der trefflichen Gesinnung der überwiegenden Mehrzahl ihrer Bewohner , die
Aufrechthaltung des Ausnahmszustandes . Bürgerkrieg verheert einen Theil Unseres
Königreiches Ungarn . In einem anderen Kronlande hindert der Kriegszustand die
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Einführung geordneter Verhältnisse , und wo die äußerliche Ruhe auch nicht gestört
ist , wirbt um Anhang , im Finstern schleichend , der Geist des Mißtrauens und der
Zwietracht .

So betrübend sind die Wirkungen , nicht der Freiheit , aber des mit ihr ge¬
triebenen Mißbrauches . Diesem Mißbrauche zu steuern , die Revolution zu schließen,
ist Unsere Pflicht und Unser Wille .

In dem Manifeste vom 2. Dezember hatten Wir die Hoffnung ausgesprochen ,
daß es Uns mit Gottes Beistand und im Einverständnisse mit den Völkern gelingen
werde , alle Lande und Stämme der Monarchie zu einem großen Staatskörper zu
vereinigen . Allenthalben in Unserem weiten Reiche fanden diese Worte freudigen
Anklang ; denn sie waren der Ausdruck eines längst gefühlten , jetzt zum allgemeinen
Bewußtsein gelangten Bedürfnisses . In der Wiedergeburt der Gesammt - Monarchie ,
in der engeren Verbindung ihrer Bestandtheile erkennt der gesunde Sinn des Volkes
die erste Bedingung für die Wiederkehr der gestörten Ordnung und des entwiche¬
nen Wohlstandes , so wie die sicherste Bürgschaft für eine gesegnete und glorreiche
Zukunft .

Mittlerweile berieth zu Kremsier der von Kaiser Ferdinand dem Ersten be¬
rufene Reichstag eine Verfassung für einen Theil der Monarchie . Wir beschlossen
— mit Hinblick auf die von ihm während des Oktobers eingenommene , mit der
Unserem Hause schuldigen Treue wenig vereinbare Stellung — allerdings nicht ohne
Bedenken , ihn mit der Fortführung jenes großen Werkes betraut zu lassen. Wir
gaben Uns dabei der Hoffnung hin , daß diese Versammlung die gegebenen Verhält¬
nisse des Reiches im Auge haltend' , die ihr übertragene Aufgabe ehebaldigst zu einem

gedeihlichen Ergebnisse führen werde.
Leider ist diese Unsere Erwartung nicht in Erfüllung gegangen .
Nach mehrmonatlicher Verhandlung ist das Verfassungswerk zu keinem Ab¬

schlüsse gediehen. Erörterungen aus dem Gebiete der Theorie , welche nicht nur mit
den thatsächlichen Verhältnissen der Monarchie im entschiedenen Widersprüche stehen,
sondern überhaupt der Begründung eines geordneten Rechtszustandes im Staate ent¬

gegentreten , haben die Wiederkehr der Ruhe , der Gesetzlichkeit und des öffentlichen
Vertrauens in die Ferne gedrückt , in den wohlgesinnten Staatsbürgern trübe Be¬

fürchtungen erzeugt , und der durch Gewalt der Waffen zu Wien eben erst gsschla-
gengenen , in einem anderen Theile Unseres Reiches noch nicht gänzlich besiegten Partei
des Umsturzes neuen Muth und neue Thätigkeit verliehen . Dadurch ward auch die

Hoffnung wesentlich erschüttert , daß dieser Versammlung , trotz der höchst achtbaren
Elemente , die sie enthält , die Lösung ihrer Aufgabe gelingen werde.

Inzwischen ist durch die siegreichen Fortschritte Unserer Waffen in Ungarn
das große Werk der Wiedergeburt eines einheitlichen Oesterreich , das Wir Uns zu
Unserer Lebensaufgabe gestellt , seiner Begründung naher gerückt und die Nothwendig¬
keit unabweislich geworden , die Grundlagen dieses Werkes auf eine dauerhafte Weise



zu sichern. Eine Verfassung , welche nicht bloß die in Kremsier vertretenen Länder ,

sondern das ganze Reich im Gesammtverbande umschließen soll , ist es, was die Völ¬

ker Oesterreichs mit gerechter Ungeduld von uns erwarten . Hiedurch ist das Vew

fassungswerk über die Grenzen des Berufes dieser Versammlung hinausgetreten .

Wir haben daher beschlossen für die Gesammtheit des Reiches : Unseren Völ¬

kern diejenigen Rechte , Freiheiten und politischen Institutionen aus freier Bewegung

und eigener kaiserlicher Macht zu verleihen , welche Unser erhabener Oheim und Vor¬

fahr Kaiser Ferdinand der Erste und Wir selbst ihnen zugesagt , und die Wir nach

Unserem besten Wissen und Gewissen als die heilsamsten und förderlichsten für das

Wohl Oesterreichs erkannt haben. Wir verkündigen demnach unter heutigem Tage

die Werfassungs Urkunde für das einige und untheilbare Kaiserthum Oesterreich , schlie¬

ßen hiedurch die Versammlung des Reichstages zu Kremsier , lösen denselben auf und

verordnen , daß dessen Mitglieder sofort nach Veröffentlichung dieses Beschlusses aus¬

einander gehen.
Die Einheit des ganzen mit der Selbstständrgkeit und freien Entwickelung

seiner Theile , eine starke das Recht und die Ordnung schützende Gewalt über das

gesammte Reich mit der Freiheit des Einzelnen , der Gemeinden , der Länder Unserer

Krone und der verschiedenen Rationalitäten in Einklang zu bringen , die Begrün¬

dung einer kräftigen Verwaltung , welche gleich weit von beengender Centralisation

und zersplitternder Auslösung , den edlen Kräften des Landes hinreichenden Spielraum

gewährt und den Frieden nach Außen und Innen zu schützen weiß, die Schaf¬

fung eines sparsamen , die Lasten der Staatsbürger möglichst erleichternden , durch

Oeffentlichkeit gewährleisteten Staatshaushaltes — die vollständige Durchführung der

Entlastung des Grundbesitzes gegen b üige Entschädigung unter Vermittelung des

Staates , — die Sicherung der echten Freiheit durch das Gesetz, dieß sind die Grund¬

sätze, von welchen Wir Uns bei Verleihung der gegenwärtigen Verfassungs - Urkunde

leiten ließen.
Völker Oesterreichs ! Fast allenthalben in Europa ist die bürgerliche Gesell¬

schaft erschüttert bis in ihre Grundfesten , fast allenthalben mit Auflösung bedroht

durch die rastlosen Anstrengungen einer verbrecherischen Partei . Allein so groß auch

die Gefahren sind, denen Oesterreich , denen Europa ausgesetzt ist, Wir zweifeln nicht

an einer großen , segensreichen Zukunft des Vaterlandes .

Wir vertrauen dabei auf den Beistand des allmächtigen Gottes , der

Unser Kaiserhaus nie verlassen hat. Wir vertrauen auf den guten Willen und

die Treue Unserer Völker , denn unter ihnen bilden die Wohlgesinnten die uner¬

meßliche Mehrzahl . Wir vertrauen auf die Tapferkeit und Ehre Unserer ruhmwür -

digen Armee.
Völker Oesterreichs ! Schaart euch um eueren Kaiser , umgebt Ihn mit

euerer Anhänglichkeit und thätigen Mitwirkung , und die Rerchsverfassung wird kein

todter Buchstabe bleiben. Sie wird zum Bollwerke werden euerer Freiheit , zur
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Bürgschaft für die Macht , den Glanz , die Einheit -der Monarchie . Groß ist das
Werk ; aber gelingen wird es den

„ vereinten Kräften . "

So gegeben in Unserer königlichen Hauptstadt Ollmütz , den vierten Märzim Jahre des Heils Eintausend Achthundert Neun und Vierzig , Unserer Re' Le
im Ersten .

' ^

Franz Joseph .

(1^. 8. )

Schwarzenbcrg . Stadion . Krauß . Dach. Cordon . Druck . Thinnfttd .
Kuimrr .



^eine Majestät haben geruht am heutigen Tage den Völkern Oesterreichs

eine Verfassung zu verleihen , und in dem gleichzeitig erlassenen Manifeste die Gründe

darzulegen , welche Allerhöchst Dieselben zu diesem Schritte bestimmt haben. Es wird

durch diese Verfassung unser großes Vaterland zu Einem Ganzen vereinigt , und so¬

mit jenes Werk zu Stande gebracht , das Seine Majestät in Ihrem Antritts - Ma¬

nifeste vom 2. December v. I . als Allerhöchst Ihre Ausgabe bezeichneten. Durch die

endliche Feststellung der freien , den Bedürfnissen der Zeit entsprechenden Institutio¬

nen sollen nun die von Seiner Majestät dem Kaiser Ferdinand den Völkern zugesi¬

cherten, und von unserem Monarchen Franz Joseph bestätigten Freiheiten und Rechte

zur Wahrheit werden ; es soll durch die Feststellung und Abgränzung aller Staats¬

gewalten , durch die Regelung der staatlichen Verhältnisse dem schwankenden , unruhi¬

gen Zustande , dem Zustande der Revolution , in welchem sich Oesterreich seit einem

Jahre befindet, und der bei längerer Fortdauer das politische , geistige und materielle

Wohl der Völker zu untergraben droht , ein Ziel und Ende gesetzt werden .

In diesem wichtigen , ernsten Augenblicke ist es die heilige Pflicht der Behör¬

den, mehr als je sich ihren hohen Beruf vor Augen zu halten . Es liegt ihnen ob,

ihre ganze Thätigkeit , ihren ernstesten Willen daran zu wenden, daß den Gesetzen die

vollste Geltung verschafft werde ; es liegt ihnen ob, den Feinden der Ordnung , des

Gesetzes mit Entschiedenheit entgegenzutreten , und dadurch den Staatsbürgern den

»„verkümmerten Genuß der wahren Freiheit zu sichern.
Das Bewußtsein , das Verständniß ihrer Pflicht muß den Behörden die Mit¬

tel an die Hand geben, um in jedem Falle ihrem Berufe im vollsten Umfange nach¬

zukommen. Belehrung gegen Zweifelnde und durch Mißverständlich oder falsche Auf¬

fassung Schwankende ; eindringliche Vorstellungen gegen Irregeführte ; energisches

Auftreten gegen Jene , welche Andere zu verführen , von der Bahn des Gesetzes abzu¬

leiten wagen ; entschiedenes Vorgehen gegen jede Ungesetzlichkeit, jeden Widerstand

gegen das Gesetz oder die gesetzliche Autorität wird zunächst Aufgabe jeder Be¬

hörde sein.
Der Ministerrath wird mit allem Nachdrucke, mit allen ihm zu Gebot - stehen¬

den Mitteln darauf dringen , daß Alle, in deren Hände die Regierungsgewalt gelegt

ist, ihre Schuldigkeit thun ; er darf und wird nie zugeben, daß von Seiten der Behör¬

den Zweifel und Schwanken in der Ausführung ihrer Pflichten eintrete ; er wird viel

mehr mit Festigkeit darauf bestehen , daß dieselben ihre Aufgabe lösen. Auf dieselbe

Weise müssen aber auch alle Diener der Krone die ihnen unterstehenden Organe anhal¬

ten, auf daß durch einheitliches Zusammenwirken der gemeinschaftliche , große Zweck

der Beruhigung des Landes , der Förderung des Volkswohles , der Wahrung , Bele¬

bung und Kräftigung der neuen verfassungsmäßige » Einrichtungen erreicht werde.
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Der Ministerrath ist der festen und innigen Ueberzeugung , daß es in der
Hand der Behörden liegt , Ruhe , Ordnung , Friede und Gesetzlichkeit zu erhalten ;
den Institutionen der Verfassung Oesterreichs Geltung , dem Gesetze Achtung zu ver¬
schaffen ; diese Ueberzeugung macht es ihm aber auch zur Pflicht , allen Staatsdienern
die strengste , persönliche Verantwortung für dieses ihr Wirken aufzulegen , und noch¬
mals in diesem großen Momente mit allem Ernst u«d Nachdruck den Ruf an sie
ergehen zu lasten , mit Festigkeit und Entschlossenheit ihre Pflicht zu erfüllen , und
treu uud unabänderlich festzuhalten an den Grundsätzen der Verfassung , die Seine
Majestät unser allergnädigster Kaiser Seinen Völkern zu gewähren geruht hat.

Ollmütz den 6. März 1849 .

Der Mmisterrath :

Schwärzender! ; , Stadion . Kraust . Dach . Cordon . Druck , Thinnfeld . Kulmer .



Wir Franz Joseph der Erste ,
von Gottes Gnaden Kaiser von Oesterreich re . re .

Eerordnen für die nachbenannten Kronländer des österreichischen Kaiserrei¬
ches, nämlich für das Erzherzogtum Oesterreich ob und unter der Enns , das Her-

zogthum Salzburg , das Herzogthum S- teiermark , das Königreich Jllirien , bestehend
aus den Herzogthümern Kärnthen und Krain , der gesürsteten Grafschaft Görz und

Gradiska , der Markgrafschaft Jstrien und der Stadt Trieft mit ihrem Gebiete —

für die gefürstets Grafschaft Tirol und Borarlberg , das Königreich Böhmen , die

Markgrafschaft Mähren , das Herzogthum Ober - und Nieder - Schlesien , die König¬
reiche Galizien und Lodomerien mit den Herzogthümern Auschwitz und Zator und

dem Großherzogthume Krakau , für das Herzogthum Bukowina ; endlich für das Kö¬

nigreich Dalmatien — in Anerkennung und zum Schutze der den Bewohnern dieser
Länder durch die von uns angenommene constitittionells Staatsform gewährleisteten

politischen Rechte über Antrag Unseres Ministerrathes , wie folgt :

8- i .

Die volle Glaubensfreiheit und das Recht der häuslichen Ausübung des Re¬

ligionsbekenntnisses ist Jedermann gewährleistet . Der Genuß der bürgerlichen und

politischen Rechte ist von dem Religionsbekenntnisse unabhängig , doch darf den staats¬

bürgerlichen Pflichten durch das Religionsbekenntniß kein Abbruch geschehen.

§. 2.

Jede gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgefellschaft hat das Recht der

gemeinsamen öffentlichen Religionsübung , ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten

selbstständig , bleibt im Besitze und Genusse der für ihre Cultus - , Unterrichts - und

Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten , Stiftungen und Fonde , ist aber wie jede

Gesellschaft den allgemeinen Staatsgesetzen unterworfen .

8 3.

Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. Unterrichts - und Erziehungs - Anstaltm

zu gründen und an solchen Unterricht zu ertheilen , ist jeder Staatsbürger berechtiget ,
der seine Befähigung hierzu in gesetzlicher Weise nachgewiesen hat . Der häusliche Un¬

terricht unterliegt keiner solchen Beschränkung .

8- 4.

Für allgemeine Volksbildung soll durch öffentliche Anstalten , und zwar in den
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Landestheilen , in denen eine gemischte Bevölkerung wohnt , der Art gesorgt werden,
daß auch die Volksstamme , welche die Minderheit ausmachen , die erforderlichen Mittel
zur Pflege ihrer Sprache und zur Ausbildung in derselben erhalten . Der Religions¬
unterricht in den Volksschulen wird von der betreffenden Kirche oder Religionsgesell¬
schaft besorgt . Der Staat führt über das Unterrichts - und ErziehungsWesen die
Oberaufsicht .

' - / o >

§. 5.
Jedermann hat das Recht , durch Wort , Schrift , Druck oder bildliche Dar¬

stellung seine Meinung frei zu äußern . Die Presse darf nicht unter Censur gestellt
werden. Gegen den Mißbrauch der Presse wird ein Repressivgesetz erlassen.

8- 6.
Das Petitionsrecht steht Jedermann zu. Petitionen unter einem Gesammtna -

men dürfen nur von Behörden und gesetzlich anerkannten Körperschaften ausgehen .

8- 7.

Die österreichischen Staatsbürger haben das Recht sich zu versammeln und
Vereine zu bilden , in soferne Zweck , Mittel oder Art und Weise der Versammlung
oder Vereinigung weder rechtswidrig noch staatsgefährlich sind. Die Ausübung dieses
Rechtes , so wie die Bedingungen , unter welchen Gesellschaftsrechte erworben , aus¬
geübt oder verloren werden , bestimmt das Gesetz.

8 - 8 .
Die Freiheit der Person ist gewährleistet . Die Verhaftung einer Person soll,

außer im salle der Ergreifung auf frischer That , nur in Kraft eines mit Gründen
versehenen Befehles geschehen , welcher von dem Richter oder von einer , richterliche
Funktionen gesetzlich ausübenden Behörde ergangen ist. Jeder solche Verhaftbefehl
ist dem Verhafteten sogleich bei seiner Anhaltung , oder spätestens vier und zwanzig
Stunden nach derselben zuzustellen .

8 . 9 .
Die Sicherheitsbehörde muß Jeden , den sie in Verwahrung genommen hat ,

binnen acht und vierzig Stunden freilassen , oder dem zuständigen Gerichte überweisen .

8. io .

Das Hausrecht ist unverletzlich . Eine Durchsuchung der Wohnung und der
Papiere oder eine Beschlagnahme der letzteren ist nur in den gesetzlich bestimmten
Fällen und Formen zulässig .

8- 11.

Das Briesgeheimniß darf nicht verletzt , und die Beschlagnahme von Briefen
nur in Kriegsfällen oder auf Grund eines richterlichen Befehles vorgenommen werden.
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8. 12.

Im Falle eines Krieges oder bei Unruhen im Innern können die Bestimmun¬
gen der vorstehenden M. 5 bis einschließlich 11 zeitweilig und örtlich außer Wirksamkeit
gesetzt werden .

Ein Gesetz wird das Nähere hierüber bestimmen .

8- 13

Unser Ministerrath wird beauftragt , die zur Durchführung dieser Bestimmun¬
gen bis zu dem Zustandekommen organischer Gesetze provisorisch zu erlassenden Verord¬
nungen zu entwerfen und Uns zur Sanktion vorzulegen .

Gegeben in Unserer königlichen Hauptstadt Ollmütz den 4. März 1849 .

Franz Joseph .

(I, . 8. )
Schwarzenberg . Stadion . Kranß . Dach . Cordon . Druck. Thinnscid . Kulmer .



für das

Aaiserthmil Oesterreich .

I Abschnitt .

Von dem Reich e.

8. 1.

Oesterreich besteht aus folgenden Kronlandern :

Dem Erzherzogtums Oesterreich ob und unter der Enns , dem Herzogthume

Salzburg , dem Herzogthume Steiermark , dem Königreiche Jllirien , bestehend : aus

dem Herzogthume Kärnthen , dem Herzogthume Kram , der gefürsteten Grafschaft

Görz und Gradiska , der Markgrafschaft Jstrien und der Stadt Trieft mit ihrem Ge¬

biethe , — der gefürsteten Grafschaft Tirol und Vorarlberg , dem Königreiche Böhmen ,

der Markgrafschaft Mähren , dem Herzogthume Ober - und Nieder - Schlesien , den Kö¬

nigreichen Galizien und Lodomerien mit den Herzogthümeru Auschwitz und Zator und

dem Großherzogthume Krakau , dem Herzogthume Bukowina, ^ dm Königreichen Dal -

matien , Croatien und Slavonien mit dem kroatischen Küstenlands , der Stadt Fiume

und dem dazu gehörigen Gebiete , dem Königreiche Ungarn , dem Großfürstenthume

Siebenbürgen , mit Inbegriff des Sachsenlandes und der wiedereinverleibten Ge-

spannschaften Kräszna , Mittel - Szolnok und Zürand , dann dem Distrikte Kövar und

der Stadt Zilsh ( Zillenmarkt ) , den Militärgranzgebieten und dem lombardisch - vene -

tianischen Königreiche .

8 2.

Diese Kronländer bilden die freie , selbständige , untheilbare und nnauflös -

bare konstitutionelle österreichische Erbmonarchie .

8- 3-

Wien ist die Hauptstadt des Kaiserreiches und der Sitz der Reichsge valt .

8- 4.

Den einzelnen Kronlandern wird ihre Selbstständigkeit innerhalb jener Be¬

schränkungen gewährleistet , welche diese Reichsversassung feststellt .
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§. 5.

Alle Bolksstämme sind gleichberechtigt und jeder Wolksstamm hat ein unver¬

letzliches Recht auf Wahrung und Pflege seiner Nationalität und Sprache .

8. 6.

Die Gränzen des Reiches und der einzelnen Kronlander dürfen nur durch ein

Gesetz verändert werden .

8- 7.

Das ganze Reich ist ein Zoll - und Handelsgebiet . Binnenzölle dürfen unter

^ keinem Titel eingeführt werden , und wo solche zwischen einzelnen Gebietstheilen des

Reiches gegenwärtig bestehen, hat deren Aufhebung sobald als möglich zu erfolgen .
Die Aussonderung einzelner Orte oder Gebietstheile aus dem Zollgebiete und der

Einschluß fremder Gebiete in dasselbe bleibt der Reichsgewalt vorbehalten .

8. 8.
Die Wappen und Fapben des Kaiserthums und der einzelnen Kronlander

werden beibehalten .

H Abschnitt .

Von - em Kaiser .

§. 9.

Die Krone des Reiches und jedes einzelnen Krsnlandes ist , in Gemäßheit
der pragmatischen Sanction und der österreichischen Hausordnung , erblich in dem

Hause Habsburg - Lothringen .
8. io .

Die Bestimmungen der Hausgesetze über die Großjährigkeit des Thronfolgers ,
dann über die Einsetzung einer Vormundschaft oder Regentschaft bleiben in Wirksamkeit .

8. 11.

Der Kaiser nimmt zu seinem bisherigen Titel noch jenen eines Großherzogs
von Krakau und eines Herzogs der Bukowina an.

8. 12.

Der Kaiser wird als Kaiser von Oesterreich gekrönt . Ein besonderes Statut
wird diesfalls das Nähere bestimmen.

8. 13.

Der Kaiser beschwört bei der Krönung die Verfassung , welcher Schwur von
» seinen Nachfolgern bei der Krönung , so wie von dem Regenten bei Antritt seiner

^ Regentschaft geleistet wird.

8- 14.

Der Kaiser ist geheiligt , unverletzlich und unverantwortlich .
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§. 15.
Der Kaiser führt den Oberbefehl über die gesammte bewaffnete Macht ent¬

weder persönlich oder durch seine Feldherren .
§ 16.

Der Kaiser entscheidet über Krieg und Frieden .
§. 17-

Der Kaiser empfängt und schickt Gesandte , und schließt mit fremden Mächten
Vertrage .

Bestimmungen in solchen Verträgen , welche dem Reiche neue Lasten auflegen ,
bedürfen der Zustimmung des Reichstages .

8. 18.
Der Kaiser verkündet die Gesetze und erläßt die bezüglichen Verordnungen .
Jede Verfügung bedarf der Gegenzeichnung eines verantwortlichen Ministers .

§. 19.

Der Kaiser ernennt und entläßt die Minister , besetzt die Aemter in allen Zwei¬

gen des Staatsdienstes , und verleiht den Adel , Orden und Auszeichnungen .

§. 20.

Im ganzen Reiche wird im Namen des Kaisers Recht gesprochen.

8. 21.

Dem Kaiser gebührt das Recht der Begnadigung , der Strafmilderung und
der Amnestirung , vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen in Ansehung der Minister .

8- 22.

Das Münzrecht wird im Namen des Kaisers ausgeübt .

LH Abschnitt .

Von dem Nerchsbürgerrechte .

8. 23.

Für alle Völker des Reiches gibt es nur Ein allgemeines österreichisches Reichs -
bürgerrecht . Ein Reichsgesetz wird bestimmen , unter welchen Bedingungen das öster¬
reichische Reichsbürgerrscht erworben , ausgeübt und verloren wird.

8- 24.

In keinem Krsnlande darf zwischen seinen Angehörigen und jenen eines an¬
deren Kronlandes ein Unterschied im bürgerlichen oder peinlichen Rechte , im Rschts -
versahren oder in der Vertheilung der öffentlichen Lasten bestehen.

Die rechtskräftigen Urtheile der Gerichte aller österreichischen Kronländer sind
in allen solchen gleich wirksam und vollziehbar .
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8> 25.
Die Freizügigkeit der Person innerhalb der Reichsgränzen unterliegt keiner

Beschränkung . Die Freiheit der Auswanderung ist von Staatswegen nur durch die
Wehrpflicht beschränkt .

§. 26.

Jede Art von Leibeigenschaft , jeder Unterthänigkeits - oder Hörigkeitsverband
ist für immer aufgehoben .

Die Betretung des österreichischen Bodens oder eines österreichischen Schiffes
macht jeden Sclaven frei.

8. 27.

Alle österreichischen Reichsbürger . sind vor dem Gesetze gleich, und unterstehen
einem gleichen persönlichen Gerichtsstände .

8. 28.
Die öffentlichen Aemter und Staatsdienste sind für alle zu denselben Befä¬

higten gleich zugänglich .
8. 29.

Das Eigenthum steht unter dem Schutze des Reiches ; es kann nur aus
Gründen des öffentlichen Wohles , gegen Entschädigung nach Maßgabe des Gesetzes,
beschränkt oder entzogen werden .

8- 30.

Jeder österreichische Reichsbürger kann in allen Theilen des Reiches Liegen¬
schaften jeder Art erwerben , so wie jeden gesetzlich erlaubten Erwerbszweig ausüben .

8. 31.

Die Freizügigkeit des Vermögens innerhalb der Reichsgränzen unterliegt kei¬
ner Beschränkung . Abfahrtsgelder von den in das Ausland abziehenden Bermögen -
schaften dürfen nur in Anwendung der Reciprocität erhoben werden .

8- 32.

Jede aus dem Unterthänigkeits - oder Hörigkeitsverbande , oder aus dem Titel
des getheilten Eigenthums aus Liegenschaften hastende Schuldigkeit oder Leistung ist
ablösbar , und es darf für die Zukunft bei Theilung des Eigenthums keine Liegen¬
schaft mit einer unablösbaren Leistung belastet werden .

LV . Abschnitt .

Von der Gemeinde .

8- 33.

Der Gemeinde werden als Grundrechte gewährleistet :
s) die Wahl ihrer Vertreter ;
( q die Ausnahme neuer Mitglieder in den Gememdeverband ;
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e) die selbständige Verwaltung ihrer Angelegenheiten ;

ä) die Veröffentlichung der Ergebnisse ihres Haushaltes , und in der Regel

v) die Oeffentlichkeit der Verhandlungen ihrer Vertreter .

Die nähere Bestimmung dieser Grundrechte der Gemeinden , und insbesondere

die Bedingungen für die Aufnahme in den Verband einer Gemeinde , enthalten die Ge¬

meindegesetze.

Die Einrichtung von Bezirks - und Kreisgememden zur Besorgung ihrer ge¬

meinsamen inneren Angelegenheiten wird ein besonderes Gesetz bestimmen.

V» Abschnitt .

Von den A' andes - Angelegenheiten .

8. 35.

Als Landesangelegenheiten werden erklärt :

I. Alle Anordnungen in Betreff

1. der Landescultur ;

2. der öffentlichen Bauten , welche aus Landesmitteln bestritten werden ;

3. der Wohlthätigkeitsanstalten im Lande ;

4. des Voranschlages und der Rechnungslegung des Landes ;

») sowohl hinsichtlich der Landeseinnahmen aus der Verwaltung des

dem Lande gehörigen Vermögens , der Besteuerung für Landes¬

zwecke, und der Benützung des Landescredits , als

b) rücksichtlich der Landesausgaben , der ordentlichen wie der außer¬

ordentlichen .
H. Die näheren Anordnungen inner der Gränzen der Reichsgesetze in Betreff

1. der Gemeindeangelegenhsiten ;
2. der Kirchen - und Schulangelegenheiten ;

3. der Vorspannsleistung , dann der Verpflegung und Einquartierung

des Heeres ; endlich
III . die Anordnungen über jene Gegenstände , welche durch Reichsgesetze

dem Wirkungskreise der Landssgewalt zugewiesen werden .

H' » . Abschnitt .

Von den Aeichs - Angelegenheiten .

8 - 36 .

Als Reichsangelegenheiten werden erklärt :

») alle das regierende Kaiserhaus und die Rechte der Krone betreffenden

Angelegenheiten ;
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d) die völkerrechtliche Vertretung des Reiches und aller seiner Interessen ,
insbesondere der Abschluß vdn Vertragen mit fremden Staaten ;

o) die Beziehungen des Staates zur Kirche ;
cl) das höhere Unterrichtswesen ;
v) das gesammte Heerwesen zu Land und die Seemacht ;
k) der Reichshaushalt , einschließlich der Krongüter und Reichs - Domänen,

unter welchen das bisher durch die Benennungen : Staats - , Cameral -
oder Fiscalgüter bezeichnete Vermögen verstanden wird ; die Reichs¬
bergwerke , dann die Reichsmonopole , der Reichscredit , und alle
Steuern und Abgaben zu Rsichszwecken ;

§) alle Gewerbs - und Handelsaugelegenhciten , einschließlich der Schiff¬
fahrt , der Zölle und Banken , des Münz - und Bergwesens und der
Regelung von Maß und Gewicht ;

Ii) die Reichsverbindunge » durch Wasser - und Landstraßen , Eisenbahnen ,
Post und Telegraphen , überhaupt alle Reichsbauien ;

i) alle die Wahrung der inneren Sicherheit des Reiches betreffenden Ein¬
richtungen und Maßregeln ; endlich

ll ) alle Angelegenheiten , welche nicht durch die Reichsversassung oderReichs -
gesstze als Landesangelegenheiien erklärt werden .

VLS . Abschnitt .

Von - er gesetzgebenden Gewalt .

§. 37.

Die gesetzgebende Gewalt wird in Bezug aus die Reichsangelegenheiten von
dem Kaiser im Vereine mit dem Reichstage , in Ansehung der Landesangelegenheiten ,
von dem Kaiser im Vereine mit den Landtagen ausgeübt .

VLIL . Abschnitt .

Von dem Reichstage .

8. 38.

Der allgemeine österreichische Reichstag soll aus zwei Häusern : dem Ober¬

hause und dem Unterhause bestehen , und wird alljährlich im Frühjahre von dem

Kaiser berufen .
8- 39.

Der Reichstag versammelt sich in Wien , kann aber von dem Kaiser auch an
einen andern Ort berufen werden.
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8. 40.
Das Oberhaus wird gebildet aus Abgeordneten , welche für jedes Kronland

von dessen Landtage gewählt werden .

8> 4! .

Die Zahl der Abgeordneten für das Oberhaus beträgt die Hälfte der verfas¬
sungsmäßigen Zahl des Unterhauses .

Die Vertheilung dieser Zahl wird durch das Wahlgesetz dergestalt bestimmt
werden , daß jedes Kronland zwei Mitglieder seines Landtages als Abgeordnete zu
senden hat , und die übrige Zahl nach dem Verhältnisse der Bevölkerung unter alle
Kronländer vertheilt wird.

8. 42.
Die beiden aus jedem Kronlande zum Reichstage abgeordneten Landtagsmit - -

glieder müssen im Bollgenusse der bürgerlichen und politischen Rechte , österreichische
Reichsbürger wenigstens seit fünf Jahren , und mindestens vierzig Jahrs alt sein.

Die anderen Mitglieder des Oberhauses können von den Landtagen nur aus

jenen Reichsbürgern gewählt werden , welche die vorstehenden allgemeinen persönlichen

Eigenschaften besitzen, und im Reiche wenigstens fünfhundert Gulden Conventions¬

Münze an directer Steuer bezahlen .

In den Kronländern , wo die Zahl solcher Reichsbürger , welche fünfhundert
Gulden Conventions - Münze directe Steuer bezahlen , nicht das Verhältniß von eins

auf sechstausend Seelen erreicht , wird sie durch die der Besteuerung nach zunächst

folgenden Reichsbürger des Kronlandes bis zu diesem Verhältnisse vollzählig gemacht.

8 43.

Das Unterhaus wird durch directe Wolkswahl gebildet .
Wahlberechtigt ist jeder österreichische Reichsbürger , welcher großjährig , im

Bollgenusse der bürgerlichen und politischen Rechte ist , und welcher entweder den

durch das Wahlgesetz bestimmten Jahresbetrag an directer Steuer bezahlt , oder ohne

Zahlung einer directen Steuer , nach seiner persönlichen Eigenschaft in einer Ge¬

meinde eines österreichischen Kronlandes das active Wahlrecht besitzt.

8 44.

Die Wahlen für das Unterhaus geschehen nach den Bezirken , und an den

Orten , welche das Wahlgesetz bestimmt ; dasselbe setzt auch die Zahl der Abgeord¬
neten nach der Bevölkerung fest. Diese Zahl ist dergestalt zu bestimmen , daß aus

je Einhunderttausend Seelen wenigstens Ein Abgeordneter entfällt .
Das Wahlgesetz wird den in dem vorstehenden Paragraph erwähnten Jahres -

betrag der directen Steuer in jedem Kronlande mit Beachtung der eigenthümlichen

Verhältnisse desselben festsetzen, und dabei als Grundsatz festhalten , daß derselbe

für das Land und für die Städte bis zehntausend Seelen nicht unter fünf Gulden Con¬

ventions - Münze , und für Städte über zehntausend Seelen nicht unter zehn Gulden
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Conventions - Münze betragen , und in keinem Falle höher als mit zwanzig Gulden

Conventions - Münze bestimmt werden darf .
8. 45.

Um in daS Unterhaus gewählt werden zu können , muß man selbst wahlbe¬

rechtigt im Vollgenusse der bürgerlichen und politischen Rechts , österreichischer Reichs¬

bürger wenigstens seit fünf Jahren , und mindestens 30 Jahre alt sein.

8. 46.

Jede Stimmgebung bei den Wahlen zum Ober - und Unterhause ist mündlich

und öffentlich .
8- 47.

Gewählten , welche ein öffentliches Amt bekleiden , darf der Urlaub nicht ver¬

sagt werden .
§. 48.

Nimmt ein Mitglied des Reichstages ein besoldetes Staatsamt an , so muß

es sich einer neuen Wahl unterziehen .
8- 49.

Die Mitglieder des Oberhauses werden aus die Dauer von zehn , jene des

Unterhauses auf die Dauer von fünf aufeinander folgenden Jahren gewählt . Sie

sind nach Ablauf ihres Mandats wieder wählbar .
8- 50.

Die Mitglieder des Oberhauses empfangen keine Entschädigung , jene des

Unterhauses erhalten für jede Session ein Entschädigungs -- Pauschale .

§. 51.

Niemand kann zugleich Mitglied des Oberhauses und des Unterhauses sein.

§. 52.

Won jedem Mitgliede des Reichstages wird bei dem Eintritte in denselben

der Eid dem Kaiser und auf die Reichsverfastung geleistet.

8 . 53 .

Die Abgeordneten dürfen keine Jnstructionen annehmen , und nur persönlich

ihr Stimmrecht ausüben .
8- 54.

Jedem Hause des Reichstags steht das Recht zu, die Wahlmandate ferner

Mitglieder zu prüfen und über deren Zulassung zu entscheiden.

I . 55»

Jedes Haus ernennt durch absolute Stimmenmehrheit seinen Präsidenten und

seine Wicepräsidenten für die Dauer der Session .

8- 56.

Kein Haus kann einen Beschluß fassen, wenn nicht die Mehrheit der verfas-

sungsmässigen Zahl seiner Mitglieder versammelt ist.
^
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§. 57.

Geheime Stimmgebung — mit Ausnahme der vorzunehmenden Wahlen —
findet in keinem Hause statt .

§. 58.
Ein Beschluß kann nur duach absolute Stimmenmehrheit zu Stande kom¬

men. Bei Stimmengleichheit ist der in Berathung gezogene Antrag als verworfen
anzusehen .

s. 59.
Die Reichstagssitzungen sind öffentlich ; doch hat jedes Haus das Recht, über

den von dem Präsidenten oder von wenigstens zehn Mitgliedern gestellten Antrag ,
vertrauliche Sitzungen zu halte ».

S. 60.
Nur Reichstagsmitglieder können in dem Hause , welchem sie angehören ,

Bittschriften einbringen .
S. 6l .

Deputationen dürfen auf dem Reichstage nicht zugelassen werden.
§. 62.

Kein Mitglied des Reichstages darf außerhalb des Reichstages wegen Aeuße¬
rungen in den Sitzungen zur Rechenschaft gezogen , noch auch gerichtlich verfolgt
werden .

s- 63.
Ein Mitglied des Reichstages darf , so lange derselbe versammelt ist , nur

mit Genehmigung des Hauses , welchem dasselbe angehört , verhaftet oder verfolgt
werden , mit Ausnahme der Ergreifung auf frischer That .

s. 64.

Jedes Haus hat seine Geschäftsordnung innerhalb der durch diese Verfassung
bestimmten Grundsätze selbst festzustellen. Die geschäftlichen Beziehungen des Ober -
und Unterhauses zu einander werden durch eine Uebereinkunst der beiden Häuser
geregelt .

§. 65.
Dem Kaiser , so wie jedem der beiden Häuser , steht das Recht zu, Gesetze

vorzuschlagen .
8- 66.

Die Uebereinstimmung des Kaisers und der beiden Häuser des Reichstages ist

zu jedem Gesetze erforderlich . Anträge auf Erlassung von Gesetzen, welche durch eines
der beiden Häuser oder durch den Kaiser abgelehnt worden sind , können in derselben
Session nicht wieder vorgebracht werden .

s. 67.

Dem Reichstage steht die Theilnahme an der Gesetzgebung über jene Angele¬

genheiten zu, welche in dieser Reichsversassung als Reichsangelegenheiten bezeichnet sind.
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8. 68.

An der Gesetzgebung über die Reichsangelegenheiten nehmen die Abgeordneten

aus allen Kronländern Theil . Diese gemeinsame Theilnahme findet auch rückfichtlich

der Gesetzgebung über das bürgerliche Recht , das Strafrecht , die Gerichtsverfassung

und das Gerichtsverfahren Statt .

In foferue aber in Ungarn , Siebenbürgen , Croatien und Slavonien sammt

dem croatischen Küstenlands und Fiume für die eben angeführten Zweige der Gesetz¬

gebung eigene , von jener für die übrigen Kronlander abweichende gesetzliche Normen

und Einrichtungen bestehen , wird für diesen Theil der Gesetzgebung die Wirksamkeit

der Landtage der zuerst genannten Kronlander aufrecht erhalten .

Es wird jedoch eine Aufgabe der Landtage dieser Kronlander sein, die bis¬

herige Gesetzgebung in den erwähnten Zweigen einer Revision zu unterziehen , um

baldigst die wünschenswerthe Uebereinstimmung der Gesetzgebung in allen Theilen des

Reiches herbeizuführen .
Bis dieses erfolgt , haben die Abgeordneten desjenigen Kconlandes , in wel¬

chem eine von den übrigen Kronlander « verschiedene Gesetzgebung in den genannten

Zweigen besteht , sich der Theilnahme an den Verhandlungen hierüber am Reichstage

zu enthalten .
§. 69.

Der Kaiser vertagt und schlicht den Reichstag , kann auch zu jeder Zeit die

Auflösung des ganzen Reichstages oder eines seiner Häuser anordnen .

Wird der Reichstag vertagt , oder auch nur eines der Häuser aufgelöst , so

sind die Sitzungen in beiden Häusern allssgleich einzustellen .

Die Wiederberufung des Reichstages muß, im Falle der Auflösung , inner¬

halb drei Monaten nach derselben erfolgen .

H . Abschnitt .

Von den Landesverfassungen und den Landtagen .

8. 70.

Die im §. 1 aufgeführten Kronlander werden in den Angelegenheiten , welche

die Reichsverfassuug oder die Reichsgesetze als Landesangelegenheiten erklären , von

den Landtagen vertreten .
§. 71.

Die Verfassung des Königreichs Ungarn wird in so weit aufrecht erhalten ,

Laß die Bestimmungen , welche mit dieser Reichsverfaffung nicht im Einklänge stehen,

außer Wirksamkeit" treten , ' und daß die Gleichberechtigung aller Nationalitäten und

landesüblichen Sprachen in allen Verhältnissen deS öffentlichen und bürgerlichen Lebens

durch geeignete Institutionen gewährleistet wird. Ein besond eres Statut wnd diese

Verhältnisse regeln .



22

§. 72.

Der Woiwodschaft Serbien werden solche Einrichtungen zugesichert , weiche
sich zur Wahrung ihrer Kirchengemeinschaft und Nationalität aus ältere Freiheitsbriefe
und kaiserliche Erklärungen der neuesten Zeit stützen.

Die Vereinigung der Woiwodschaft mit einem anderen Krsnlsnds wird, nach
Einvernehmung von Abgeordneten derselben , durch eine besondere Verfügung festge¬
stellt werden .

§. 73.

In den Königreichen Croatien und Slavonien , mit Einschluß des dazu ge¬
hörigen Küstenlandes , dann der Stadt Fiums und dem dazu gehörigen Gebiete , wer¬
den deren eigenthümliche Institutionen , innerhalb des durch diese Reichsverfassuug fest¬
gestellten Verbandes dieser Länder mit dem Reichs , in völliger Unabhängigkeit dersel¬
ben von dem Königreiche Ungarn aufrecht erhalten . Abgeordnete aus Dalmatien wer¬
den mit der letzten Landeskongregativn dieser Königreiche , unter Vermittlung der
vollziehenden Reichsgewalt , über den Anschluß und die Bedingungen desselben ver¬
handeln und das Ergebniß der Sanktion des Kaisers unterziehen .

S. 74.
Die innere Gestaltung und Verfassung des Eroßsürstenthums Siebenbürgen

wird nach dem Grundsätze der völligen Unabhängigkeit von dem Königreiche Ungarn
und der Gleichberechtigung aller das Land bewohnenden Nationen , im Einklänge mit
dieser Reichlverfassung , durch ein neues Landesstatut festgestellt werden .

Die Rechte der sächsischen Nation werden innerhalb dieser Reichsversaffung
ausrecht erhalten .

8- 75.
Das zum Schutze der Integrität des Reiches bestehende Institut der Mili¬

tärgränze wird in seiner militärischen Organisation ausrecht erhalten , und bleibt als
ein integrirender Bestandtheil des Reichsheeres der vollziehenden Reichsgewalt unter¬
stellt . Ein eigenes Statut wird den Bewohnern der Militärgränze in Bezug aus ihre
Besitzverhältnisse dieselben Erleichterungen gewährleisten , welche den Angehörigen der

übrigen Kronländer ertheilt wurden .

§. 76 .
Ein besonderes Statut wird die Verfassung des lombardisch - venetianischen Kö¬

nigreiches und das Verhältniß dieses Krsnlandes zum Reiche feststellen .

8. 77.
Alle übrigen Kronländer erhalten eigene Landesverfassungen .
Die ständischen Verfassungen treten außer Wirksamkeit .

§. 78.
Die Zusammensetzung der Landtage hat mit Beachtung aller Landesinteresftn

zu geschehen. Die Abgeordneten zu denselben werden durch direkte Wahl berufen .
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8- 79.

Die zum Wirkungskreise der Landesvertretung gehörigen Befugnisse werden

entweder durch die Landtage selbst, oder durch die von ihnen gewählten Landesaus¬

schüsse geübt.
§. 80.

Jedem Landtage wird das Recht der Theilnahme an der Gesetzgebung in

Landesangelegenheiten und des Gesetzesvorschlages , so wie das Recht, die Ausführung

der Landesgesetze zu überwachen , gewährleistet . „ < ,
Die Uebereinstimmung des Kaisers und des Landtages ist zu jedem Lande . -

gesetze erforderlich .
8- 81.

Abänderungen der Landesverfassungen sollen in den Landtagen , welche zuerst

werden berufen werden , im gewöhnlichen Wege der Gesetzgebung beantragt werden

können. In den folgenden Landtagen soll zu einem Beschlusse über solche Abänderun¬

gen die Gegenwart von mindestens drei Mertheilen aller Abgeordneten , und dre Zu¬

stimmung von mindestens zwei Drittheilen der Anwesenden erforderlrch seyn.

ß. 82.

Die näheren Bestimmungen über die Bildung und den Wirkungskreisder

Landtage und Land- sausschüsse werden die Landesverfassungen und Wahlgesetze dieser

Kronländer feststellen.
8. 83.

All- Verfassungen der einzelnen Kronländer , welche das Reich bilden , sollen

im Laufe des Jahres 1849 in Wirksamkeit treten , und müssen dem ersten allgemei¬

nen österreichischen Reichstage vorgelegt werden , welcher nach deren Einführung sofort

berufen wird .

X . Abschnitt .

Von - er vollziehenden Gewalt .

Die vollziehende Gewalt im ganzen Reiche und in allen Kronländern ist Eme

und untheilbar . Sie steht ausschließend dem Kaiser zu, der sie durch verantwortliche

Minister und die denselben untergeordneten Beamten und Bestellten ausübt .

§. 85.

Wird einer Körperschaft oder wem immer ein Theil der vollziehenden Ge¬

walt übertragen , so kann dieses nur widerruflich stattfinden , und dre Krone rs stets

berechtigt , für die Ausübung des übertragenen Theiles der vollziehenden Gewalt eme

andere Vorkehrung zu treffen .
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§. 86.
Die Vollziehung und Handhabung der Landesgesetzs , so wie die Ausmhrnuq

ss n
LandtagsauSschüffen innerhalb ihres verfaffungsmäßig - n Wirkungskreiseserlassenen Entscheidungen , steht der vollziehenden Gewalt zu.

§. 87.

.
Wenn der Reichstag oder der . Landtag nicht versammelt ist, und dringende ,m den Gesetzen nicht vorgesehene Maßregeln mit Gesahr auf dem Verzüge für das

Reich oder für ein Krsnland erforderlich sind; so ist der Kaiser berechtiget , die ns-
ch- gen Verfügungen , unter Verantwortlichkeit des Mtvisteri . . ms, mit provisorischer
Gesetzeskraft zu treffen , jedoch mit der Verpflichtung , darüber dem Reichs - oder be¬
ziehungsweise Landtags die Gründe und Erfolge darzulegen .

§. 88.
'

.
Die Minister haben die Verwaltung im Reichs und in den einzelnen Kron-

7 ^ " leiten , dre bezüglichen Verordnungen zu erlassen und die Handhabung der
Reichs - und Landesgefetze zu überwachen .

§. 89.
Den Ministern steht es zu, unter ihrer Verantwortung , in jenen Angelegen¬

heiten , welch- den Gemeinden oder den Landtagen und deren Organen zur selbststan -
lgen Entscheidung überlassen sind, die Ausführung , von Verwaltungsmaßregel », welcheden Gesetzen und dem Gesammtwohle entgegen find , einzustellen oder zu untersagen .

§. 90.
D " Mrnisier haben das Recht, im Reichstage zu erscheinen und jederzeit das

Wort zu nehmen ; sie könne» auch für bestimmte Verhandlungen sich durch abgeord¬
nete Kommissare vertreten lassen

An den Abstimmungen des Reichstages nehmen sie nur Theil , wenn sie Mit¬
glieder desselben sind.

§. 91.
Ueber die Verantwortlichkeit der Minister , über das gerichtliche Versahrm

gegen dieselben , dann über deren Bestrafung im Falle der Venmheilung , wird ein
besonderes Gesetz bestimmen.

§. 92.
Für die einzelne » Kronlauder ernennt der Kaiser Statthalter , welche als Or¬

gane der vollziehenden Gewalt die Handhabung der Reichs - und Landesgefetze zu über¬
wachen , und die Leitung der inneren Angelegenheiten in dem Umfange ihres amtli¬
chen Gebietes zu besorgen berufen und verpflichtet sind.

§. 93.
Die Statthalter haben das Recht in den Landtagen selbst, oder durch ihre ab¬

geordneten Kommissare zu erscheinen , und jederzeit daS Wort zu nehmen.
An den Abstimmungen der Landtage nehmen sie nur Theil , wenn sie MitqlieVl

der derselben sind.
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§. 94.

Die Statthalter sind in ihrer Geschäftsführung dafür verantwortlich , daß die

Reichsgesetze und die Gesetze des betreffenden Kronlandes genau beobachtet und ge-

handhabt werden .

§,
Die vollziehende Reichsgewalt kann die Statthalter und alle Behörden der

einzelnen Krsn- ländcr auch mit der Besorgung der Reichsangelegenheiten beauftragen ,
oder solche durch andere Organe in alle « Theilen des Reiches verwalten lassen.

X » Abschnitt .

Von dem Neichsrathe .

§. 96.

An die Seite der Krone und der vollziehenden Reichsgewalt wird ein Reichs¬

rath eingesetzt , dessen Bestimmung ein berathender Einfluß aus alle jene Angelegenhei¬
ten seyn soll , worüber er von der vollziehenden Reichsgewalt um sein Gutachten

angegangen wird.

§. 97.

Die Mitglieder des Reichsrathes werden von dein Kaiser ernannt ; bei deren

Ernennung ist aus die verschiedenen Theile des Reiches Rücksicht zu nehmen.

8. 98.

Ein besonderes Gesetz wird die Einrichtung m- d den Wirkungskreis des Rrichs -

rathes regeln .

m Abschnitt .

Von der richterlichen Gewalt .

§. 99.

Die richterliche Gewalt wird selbstständig von den Gerichten geübt.

§. 109 .

Alls Gerichtsbarkeit geht vom Reiche aus. Es solle » in Hinkunft keine Pa -

trimonial - Gerichte bestehen.

§. 101 .

Kein vom Staate bestellter -Richter darf nach seiner definitiven Bestellung , au¬

ßer durch richterlichen Spruch , von seinem Amte zeitweilig entfernt oder entlassen,

noch auch ohne s-in Ansuchen an einen anderen Dienstort überwiesen oder in den

Ruhestand versetzt werden.

Diese letztere Bestimmung findet jedoch auf Versetzungen in den Ruhestand ,

welche wegen eingetretener Dienstesuntauglichkcit nach den Vorschriften des Gesetzes
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erfolgen , so wie auf jene Veränderungen im Richterpersonale , welche durch Aenderun¬
gen in der Einrichtung der Gerichte nothwendig werden , keine Anwendung .

8- 102 .

Rechtspflege und Verwaltung sollen getrennt und von einander unabhängig
gestellt werden. Ueber Competenz- Conflictr zwischen den Verwaltungs - und Gerichts¬
behörden entscheidet die durch das Gesetz zu bestimmende Behörde .

§ . 103 .
Das Gerichtsverfahren soll in der Regel öffentlich und mündlich seyn.
Die Ausnahmen von der Oeffentlichkeit bestimmt , im Interesse der Ordnung

und Sittlichkeit , das Gesetz.
In Strafsachen soll der Anklage - Prozeß gellen, Schwurgerichte sollen in allen

schweren Verbrechen , welche das Gesetz näher bezeichnen wird , dann bei politischen
und Preßvergehen erkennen.

8. 104 .
Die Durchführung der vorgedachten allgemeinen Grundsätze , nach welchen in

Hinkunft die Rechtspflege eingerichtet und das Richteramt ausgeübt werden soll, so
wie deren Einführung in den einzelnen Kronländern unter Beachtung der eigenthümli¬
chen Verhältnisse derselben , bleibt besonderen Reichs - und beziehungsweise (§. 68 )

Landesgesetzsn vorbehalten .
§. 105 .

Die Bestimmungen der Hausgefetze über den Gerichtsstand der Glieder des

kaiserlichen Hauses bleiben aufrecht .

AFIL . Abschnitt .

Von - em Reichsgerichte .

§. 106.
Es soll ein oberstes Reichsgericht eingesetzt werden , welches von Amtswegen

oder auf geführte Klage in folgenden Fällen einzuschreiten haben wird :
I. Als Schiedsgericht : bei Streitfragen zwischen dem Reiche und den ein¬

zelnen Kronländern oder zwischen einzelnen Kronländern unter sich, in so
ferne der Gegenstand nicht in den Bereich der gesetzgebenden Reichsge¬

walt gehört .
II . Als oberste Instanz : bei Verletzungen der politischen Rechte.
III . Ais untersuchende und oberste richtende Behörde :

s ) bei Anklagen gegen die Minister und Statthalter , dann

b) bei Verschwörungen und Attentaten gegen den Monarchen oder

Regenten und in Fällen von Hoch- oder Landesverrath .
tz. 107 .

Der Sitz des Reichsgerichtes ist in Wie » , und es wird durch ein besonde¬
res Gesetz bestimmt , wie die Bestellung der Richter mit Rücksicht aus die einzelnen
Kronländer stattfinden , wie groß die Zahl derselben , und wie das Verfahren des

Gerichtes seyn soll.
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XIV Abschnitt .

Von dem Neichshanshalte .

§. 108 .

Alle Steuern und Abgaben für Reichs - und Landeszwecke werden Lurch Ge¬

setze bestimmt .
§. 109 .

Alle Einnahmen und Ausgaben des Reiches müssen jährlich in einem Ver¬

anschlage ersichtlich gemacht werden , welcher durch ein Gesetz festgestellt wird . All-

fLMge Überschreitungen des Voranschlages sind der nachträglichen Anerkennung von

Seite des Reichstages zu unterziehen .
§. 110 .

Die Staatsschuld ist vom Reiche gewährleistet .
§. 111 .

Die allgemeine Rechnung über den Reichshaushalt jeden Jahre » wird nebst

einer Uebersicht ^der Staatsschulden von dem obersten Rechnungshöfe dem Reichstage

vorgelegt .
§. 112 .

Ein besonderes Gesetz wird die Einrichtungen und Befugnisse des obersten

Rechnungshofes feststellen.

Abschnitt .

Von - er bewaffneten Macht .

§. 113 .

Die bewaffnete Macht ist bestimmt , das Reich gegen äußere Feinde zu ver¬

theidigen , und im Innern die Aufrechthaltung der Ordnung und die Ausführung

der Gesetze zu sichern.
§. 114 .

Im Innern kann zu diesen Zwecken die bewaffnete Macht nur über Auffor¬

derung der Civilbehörden und in den gesetzlich bestimmten Fällen und Formen ein¬

schreiten.°
§ . 115 .

Die bewaffnete Macht ist wesentlich gehorchend .

Kein Theil derselben darf gemeinsam berathen .

§. 116.

Das Gesetz bestimmt den Umfang und die Art der allgemeinen Wehrpflicht

zum Landheere und zum Dienste auf der See .

§. 1i7 .

Das Heer steht unter der Militärgerichtsbarkeit und dem Militargesetze .
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Die Disciplinarvorschriften für das Land - und Seeheer bleiben in voller

Anwendung .
§. 118 .

Der Eid des Heeres auf die Reichsverfassung wird in den Fahneneid auf¬

genommen.
§ . 119 .

Die Einrichtung der Bürgerwehr wird durch ein besonderes Gesetz geregelt .

XH L. Abschnitt .

Allgemeine Aestimmungen .
§. 120 .

In so lange die durch diese Reichsverfassung bedingten organischen Gesetze

nicht im verfassungsmäßigen Wege zu Stande gekommen sind, werden die entspre¬

chenden Verfügungen im Verordnungswsge erlassen.

§. 121.

Bis die neuen Gesetze und Verordnungen in Wirksamkeit treten , bleiben die

bestehenden ia Kraft .
Die bestehenden Steuern und Abgaben werden fort erhoben , bis neue Ge¬

setze abweichend bestimmen und zur Anwendung kommen.

§. 122.

Die Behörden bleiben bis zur Ausführung der sie -betreffenden neuen orga¬

nischen Gesetze und Verordnungen in ihrer Wirksamkeit .

§. 123 .

Aenderungen dieser Reichsverfassung können im ersten Reichstage im gewöhn¬

lichen Wege der Gesetzgebung beantragt werden . In den folgenden Reichstagen ist

zu einem Beschlusse über solche Abänderungen in beiden Häusern die Gegenwart von

mindestens drei Viertheilen aller Mitglieder , und die Zustimmung von mindestens

zwei Drittheilen der Anwesenden erforderlich .
So gegeben in Unserer königlichen Hauptstadt Olmütz den vierten März im

Jahre des Heils Eintausend Acht Hundert Neun und Vierzig , Unserer Reiche im

Ersten .

Franz Joseph .

8. )

Schwarzcnbrrg . Stadion . Krausz . Dach . Cordon . Druck . Thinnseld . Kutmer .



Wir Franz Joseph der Erste ,
von Gottes Gnaden Kaiser von Oesterreich rc .

^aben in der Erwägung , daß die möglichst baldige und völlige Durchfüh¬

rung der in dem Gesetze vom 7. September 1848 ausgesprochenen Aufhebung des

Unterthansbandes und der dadurch gewährten Gleichstellung und Entlastung alleS

Grund und Bodens , so wie die Ermittlung und Flüssigmachung der durch dieses

Gesetz den bisherigen Bezugsberechtigten im Grundsätze gesicherten billigen Entschä¬

digung dringend einige den Grundsätzen dieses Gesetzes entsprechende administrative

Verfügungen und namentlich die Zusammensetzung eigener Commissionen in jedem

Lande zu dessen Vollführung und zu dem Ende erheischen , um die Verpflichteten

der bisher herrschenden Ungewißheit über Art und Maß der zu leistenden billigen

Entschädigung zu entheben und ihnen die durch das obgcdachte Gesetz gesicherten Vor¬

theile sofort im vollsten Umfange zuzuwenden , endlich auch den Berechtigten die nach

diesem Gesetze gebührende Entschädigung baldigst flüssig zu machen, haben über Er¬

rathen Unseres Ministerrathes beschlossen und verordnen wie folgt :
§> 1-

Die Robot und Robotgelder der Jnlsule und der auf unterthänigsn Grün¬

den gestifteten Häusler sind in Gemäßheit des §. 5 des Gesetzes vom 7. September

1848 ohne Entschädigung aufgehoben .
S. 2.

Die in jedem Lande aufzustellenden Landes - Commissionen werden mit Beach¬

tung der eigenthümlichen Verhältnisse der einzelnen Länder erheben und bestimmen,

welche der unter verschiedenen Benennungen bestandenen Leistungen unter der im §.

5 des Gesetzes vom 7. September 1848 ausgesprochenen Bestimmung begriffen seien,

und daher ohne Entschädigung aufzuhören haben , und welche Schuldigkeiten und

Leistungen dagegen unter die Anordnung des §. 6 des gedachten Gesetzes fallen ,

folglich nur gegen Leistung einer Entschädigung aufgehoben sind. Dieselben Com¬

missionen werden andererseits ermitteln , welche Lasten , zu Folge §. 5 des gedach¬

ten Gesetzes mit der Aufhebung der ihnen gegenüber stehenden Rechte , zu entfallen

haben.
S. 3.

Unter den Bestimmungen der §?. 3 und 6 des Gesetzes vom 7. September

1848 ist jeder auf dem Grundbesitze bleibend haftende Zehent begriffen , wenn selber

auch nicht aus dem Unterthänigkeitsverhältnisse oder dem grnndherrlichen Obereigen -

thume entspringt .
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§. 4.

Die Holznngs - und Weiderechte , dann die Servitutsrechte zwischen den

Obrigkeiten und ihren bisherigen Unterthanen , welche Rechte mit Ausnahme des im

§. 7 des Gesetzes vom 7. September 1848 unentgeltlich aufgelassenen dorfobrigkeit -

lichen Blmnensuch - und Weiderechtes , dann der Brach - und Stoppelweide , entgeltlich

aufzuheben sind, bleiben bis zur Durchführung der entgeltlichen Aufhebung in Wirk¬

samkeit.
Die näheren Bestimmungen über die Aufhebung und das Entgelt werden für

jedes einzelne Land nach dessen eigenthümlichen Verhältnissen festgesetzt werden .

8- 5.

Die Leistungen aus amphiteutischen und andern Verträgen über die Theilung des

Eigenthums , welche zu Folge des §. 8 des Patents vom 7. September 1848 entgelt¬

lich aufzuheben sind, sollen bis die Ablösung erfolgt ist, erfüllt werden , mit der allei¬

nigen Ausnahme , daß die Natural - Arbeitsleistungen schon derzeit in Geld zu reluiren

sind. Die Durchführung dieser Ablösung bildet einen Gegenstand der Wirksamkeit der

Landescommissionen .

8- 6.

Naturalleistungen , welche nicht in Folge des Zehentrechtes als ein aliquoter

Theil von den Grundertragnissen an Früchten , sondern als unveränderliche Giebigkeit

an Kirchen , Schulen und Pfarren oder zu anderen Gemeindezwecken entrichtet wer¬

den, sind durch das Gesetz vom 7. September 1848 nicht aufgehoben , sind jedoch

gleichfalls abzulösen .
S. 7.

Auf zeitliche Grund - Pacht - und Grundbestandvertrage findet das Gesetz vom

7. September 1848 keine Anwendung .

§. 8.

Bei Ermittlung der Entschädigung für die nach §. 3 und 6 des Gesetzes

vom 7. September 1848 entgeltlich aufgehobenen Leistungen ist nach folgenden Grund¬

sätzen vorzugehen .
Gegenstand der den Berechtigten zu leistenden Vergütung ist der Werth der

Schuldigkeit nach dem rechtlich gebührenden Ausmaße .

§. 9.

Die Leistungen in Bodenfrüchten werden nach den für die Ausführung des

stabilen Grundsteuerkatasters festgesetzten Preisen zu Gelde berechnet. Für die Gebiets¬

theile , für welche die Katastralpreise bisher noch nicht festgesetzt wurden , sind die

Preise der Bodenfrüchte im kürzesten Wege, nach den für die Durchführung des sta¬

bilen Katasters vorgezeichneten Grundlagen zu ermitteln .

§. 10.

Die Preise anderer Naturalleistungen von landwirthschastlichen Erzeugnissen
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werden nach den Katastralpreisen , und wo sie nicht bestehen, nach einem denselben

entsprechenden Werthanschlage berechnet .
ö. 11.

Die Preise der Arbeitsleistungen ( Robot ) werden nach dem Verhältnisse ausge -

mittelt , in welchem der Werth der Zwangsverrichtung zu jenen der freien Arbeit

steht. Hiebet ist jedoch als Grundsatz festzuhalten , daß in keinem Falle der Werth

der Zwangsarbeit hoher als mit dem Dritthsil des Werthes der freien Arbeit berech¬

net werden dürfe .
Wo zwischen den Parteien schon dermalen ein geringer Reluitions - oder Abo-

litionspreis besteht als nach der eben bezeichneten Werthbemeffung entfiele, hat der

geringere AblLsungspreis als Grundlage für das Ausmaß der Entschädigung zu die¬

nen. Der Werth der sogenannten gemessenen Robot , das ist : jener für bestimmte

Arbeiten , ist durch Schätzung festzustellen .
S. 12.

Unveränderliche Geldgiebigkeiten , als Robot - und Zehentgelder oder für Lei¬

stungen jeder anderen Art sind nach dem bestehenden fixen Ausmaße zu veranschlagen .

S- 13.

Die bisher in Wiener - Währung , Einlosungs - oder Anticipations - Scheinen

geleisteten Geldzinse werden nach dem Course von 25t ) für 100 auf Metallmünze

zurückgeführt .
§. 15.

Die Entschädigung für die Veränderungsgebührtn , die sich nicht auf emphi-

teutische Verträge zwischen dem Ober - und Nutzungs - Eigenthümer , sondern aus die Lan¬

desverfassung , das Gesetz oder das Unkerthansverhältniß grünten , wird «ach Abzug der

Steuer , welche von dem Bezüge dieser Gebühren zu entrichten war, der Auslagen der

Grundbuchsführung und desjenigen Theiles der Ausgaben für die Gerichtspflege und

die politische Verwaltung , der durch die Einnahmen der Herrschaft an Taxen und Ju -

risdictionsgebühren nicht gedeckt wurde, endlich nach Abzug aller anderen Gegenleistun¬

gen auf Grundlage eines dreißigjährigen Durchschnittes aus dem Staatsschätze vorläufig

mittelst einer Rente geleistet . Die Art und Weise , wie die aufemphiteutischen Vertragen

gegründeten Veränderungsgebühren abzulösen sind , bleibt besonderen Bestimmungen

vorbehalten .
H. 15.

Von dem Werthanschlags aller durch das Gesetz vom 7. September 1848

aufgehobenen oder zur Aufhebung bestimmten Leistungen außer den Veränderungsgebüh¬

ren wird der Werth der Gegenleistungen , die von dem Berechtigten an den Verpflich¬

teten bei der Erfüllung der Schuldigkeit zu entrichten waren, in Abzug gebracht , Die

Ermittlung des Werthes der Gegenleistungen hat auf derselben Grundlage , wie jene

des Werthes der Leistungen zu erfolgen und es findet in keinem Falle , selbst wenn der

erstere den letzteren übersteigen sollte, für den Ueberschuß eine Vergütung Statt .
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S. 16.
Von dem auf solche Weise ermittelten Werths der aufgehobenen Leistungen ist

ein Drittheil für die Steuer , die der Berechtigte von diesen Bezügen zu leisten hatte ,
dir Zuschläge zu dieser Steuer , die Kosten der Einhebung und die sich ergebenden
Ausfälle als eine Pauschal - Ausgleichmig in Abzug zu bringen .

§. 17.
Der nach Abzug der abgedachten Pauschal - Ausgleichung mit zwei Drittheilen

verbleibende Betrag bildet das Maß der den Berechtigten gebührenden Entschädigung .
§. 18 . .

Von diesen . zwei Drittheilen des Werthanschlsges hat für Schuldigkeiten ,
welche durch die §§. 3 und 6 des Gesetzes sein 7. September 1848 gegen Entgelt
aufgehoben sind , in soferne sich selbe nicht auf emphiteutischs oder andere Verträge
über die Theilung des Eigenthumes oder auf eine geistliche Stiftung gründen , der

Verpflichtete das eins Drittheil zu entrichten , das andere Drittheil ist als eine Last
des betreffenden Landes aus Landesmiltek aufzubringen . In den Ländern , in denen
keine geeigneten Landesmittel zur Verwendung für diesen Zweck vorhanden sind, oder
die vorhandenen nicht zureichen, schießt der Staatsschatz den fehlenden Betrag für Rech¬
nung des betreffenden Landes und unter Vorbehalt der Ausgleichung , welche lediglich
zwischen dem Staate und dem Lande stattzufinden hat, einstweilen vor.

§. 19.
Die Entschädigung nach dem im §. 17 festgesetzten Ausmaße ist für die Schul¬

digkeiten , die sich auf empyiteutische , oder anders Verträge über die Theilung des

Eigenthumes oder auf eine geistliche Stiftung gründen , von dem Verpflichteten allein

zu entrichten .
Eine Ausnahme von diesem Grundsätze findet Statt , wenn der als Entschädi¬

gung nach dem §. 17 entfallende Jahresbetrag allein , oder sofern er mit der zu Folge
des §, 18 für Schuldigkeiten von denselben Grundstücken gebührenden Entschädigung

zusammentrifft , vereint mit der letzteren 46 Percent des Reinertrages der belasteten
Grundstücke überschreitet .

In einem solchen Falle ist der Betrag , um welchen die den Verpflichteten tref¬
fende Entschädigung das bemerkte Ausmaß von 46 Percent übersteigt , mit der Be¬
schränkung aus den Landesmitteln zu bestreiken, und so weit es an denselben fehlt ,
aus dem Staatsschätze vorzustrecken, daß der Verpflichtete keine« minderen Betrag , als
die Hälfte des nach dem §. 17 bestimmten Maßes , das ist nicht weniger , als ein Drit¬
theil des zu Folge I . 15 ausgemittelten Werthcmschlages zu entrichten hat. Der Rein¬
ertrag ist in den Ländern , in denen die Ertragschätzung für das Grundsteuer - Kataster
vollführt ist, nach den Ergebnissen desselben, in andern Ländern aber nach den Ertrags -
anschlägen des Grundsteuer - Provisoriums , von denen der Culturs - Aufwand abzuziehen
ist, auszumitteln .
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S- 20.

Die zu Folge der Bestimmungen dieses Patentes den Verpflichteten obüegew

qenden Zahlungen sind an die Staats - Lassen , die hiezu werden bezeichnet voerden , m

vierteljährlichen Raten zu leisten ; der Berechtigte hat den ihm gebührenden Betrag der

Entschädigung in halbjährigen decursiven Raten bei den Staats - Caffen zu beyeben.

§. 21.

Die Einbringung der Zahlungen von den Verpflichteten wird auf demselben

Wege und durch dieselben Maßregeln bewirkt , welche für die Einbringung der Orund -

steuer vorgeschrieben sind. Auch genießen die Forderungen auf diese Zahlungen das

Borrecht der landesfürstlichen Steuer in Coucurs - und Erecuttonsfallen .

§. 22.

Überhaupt ist als Grundsatz festzuhalten , daß die zur Last der Verpflichtete «

ermittelte jährliche Entschädigungsrente in zwanzigfachem Anschlage zum Capitale erho¬

ben, als eine auf dem entlasteten Gute mit der gesetzlichen Prwrttat vor allen

anderen Hypotheken - Lasten bestehende , die Vorrechte der landesfürstlichen --Steuer ge¬

nießende Last anzusehen und zu behandeln ist. Besondere Bestimmungen werden dre

Durchführung dieses Grundsatzes vermitteln . Alle zu diesem Ende etwa ersor -erltchen

Amtshandlungen in den öffentlichen Büchern haben kostenfrei stattzufinden .

§. 23.

In jedem Lande ist die Vorsorge zu treffen , daß die Verpflichteten , welche

es vorziehen , statt der als Entschädigung ausgewitterten jährlichen Rente , das Capital

der Entschädigung sogleich oder in einer Anzahl gleicher Jahresraten mit dem Zwan -

zigfachen des zur Zahlung ermittelten Betrages der Jahresrate zu entrichten , m ie

Lage gesetzt werden , sich auf die möglichst einfache , schnelle und billige Wei. e ihrer

Entschadigungspflicht vollständig zu entledigen .

§. 24.

Ist das Gut , zu welchem die aufgehobenen Bezüge als em Wtrazweig ge¬

hörten , mit Schuldforderungen oder anderen Haftungen belastet, so soll bn der Er?° lg -

lassung der Entschädigung dem bürgerlichen Rechte gemäß die gehor- ge Vor. ehung zur

Wahrung der Rechte dritter Personen getroffen werden . Überhaupt ist die Anstalt

zu treffen , daß die dem ehemaligen Bezugs- Berechtigten aus der Aufhebung der Be¬

züge erwachsenen Enschädiguugs Ausprüche bei den betreffenden Körpern m den öffent¬

lichen Büchern , und zwar kostenfrei ersichtlich gemacht werden.

§. 25.

Zur Erleichterung der Berechtigten ' wird bestimmt , daß denselben auch noch

vor der vollständig erfolgten Ermittlung der ihnen gebührenden Entschädigung - m

Drittheil jener Rente als Vorschuß flüssig gemacht werden soll , welche für ihren bis¬

herigen rechtmäßige » Bezug nach den Grundsätzen des gegenwärtigen Patentes über

den Werthanschiag der aufgehobenen Schuldigkeiten entfallt .
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Diese Vorschüsse haben für Rechnung und auf Abschlag der zu ermittelnden

definitiven Entschädigung zu gelten und sind bei Abgang zureichender Landesmittel aus
dem Staatsschätze für Rechnung der zur Zahlung Verpflichteten und unter Vorbehalt
der Abrechnung bei der definitiven Entschädigung mit Beachtung der durch die Ta-

bularverhältnisse gebotenen Rechtsvorsichten zu leisten.

§. 26.
Um die Ausgleichung zwischen dem Berechtigten und Verpflichteten zu erleich¬

tern und die Berechnung der Entschädigung auf einen gleichen Anfangspunkt zurück¬
zuführen , haben die Verpflichteten die für das landesübliche Nutzjahr 1848 rückstän¬

digen Leistungen aus den durch die § 8 3 und 6 des Gesetzes vom 7. September 1848

entgeltlich aufgehobenen Bezugs - Rechten nach Abzug von einem Pauschal - Einlaß
Eines Sechstels der Jahresleistung nachträglich zu entrichten .

Bei der ziffermaßigen Ausmittlung derselben ist nach den in diesem Patente

ßß. 8 bis 13 , dann 15 für die Ausmittlung der Entschädigung aufgestellten Grund¬

sätzen vorzugehen .
Die dergestalt bezifferten Rückstände sind von den Verpflichteten mit der

Steuer an die Staats - Cassen zu entrichten und von letzteren an die -Berechtigten zu

erfolgen .
Dagegen findet auch eine Vergütung der durch den Berechtigten von den

aufgehobenen Bezügen für das Stkuerjahr 1848 entrichteten Steuer durch den Ver¬

pflichteten nicht weiter Statt , so wie die Entschädigungsrente erst von dem Ablaufe
des landesüblichen Nutzjahres 1848 an zu laufen haben wird .

8- 27.

Das Mortuar und das Laudemium für die vor dem 7. September 1848

vorgekommenen Veränderungsfälle ist von Seite des Verpflichteten zu Handen des

Berechtigten nur in den Fällen z« entrichten , wenn bezüglich des Mortuars der To¬

desfall vor dem 7. September 1848 eingetreten ist und bezüglich des Laudemiums

die Besitz - Anschreibung vor diesem Zeitpunkte angesucht wurde ; vorbehaltlich der in

diesem Patente für die emphiteutischen Verträge vorgesehenen besonderen Bestimmungen .

§. 28.

Die Rückstände aus der §. 1 dieses Patentes bezogenen Jnleut - und Häusler -

Robot , so wie aus den durch den §. 5 des Gesetzes vom 7. September 1848 ohne

Entschädigung aufgehobenen Rechten , soweit dieselben das Nutzjahr 1848 betreffen ,

mit Ausnahme der Gerichtstaxen und Grundbuchs - Gebühren haben ohne Entschädigung

wegzufallen .
§- . 29,

In jedem Lande und in jedem Kreise werden eigene Commissionen , bei denen

sowohl die Interessen der Berechtigten als der Verpflichteten gehörig vertreten sein

sollen, zur Vollsührung der gegenwärtigen Bestimmungen aufgestellt .
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§. 30.

Reclamationen gegen die Werthanschläge der aufgehobenen Giebigkeiten wer¬

den ohne weiteren Rechtszug durch Schiedsgericht entschieden. Zu diesen Schiedsge¬

richten hat jeder Theil einen Schisdsmann und beide Schiedsmänner den Obmann

zu wählen .
§. 31.

Besondere Verordnungen werden die Zusammensetzung der Kommissionen fest¬

stellen und das Verfahren für dieselben und für die erwähnten Schiedsgerichte regeln .

8 32.

Besondere Bestimmungen werden wegen Anlegung eines Entschädigungs - Ka¬

tasters in jedem Sande , und wegen Errichtung von Landes - Credits - Anstalten behufs
der ehebaldigsten vollständigen Entlastung der Verpflichteten und der Befriedigung
der Berechtigten mrt der ihnen gebührenden Kapitals - Entschädigung erlassen werden .

§. 33.
Alle Urkunden , Schriften und Verhandlungen über die Ausmittlung und

Einbringung der Entschädigung für die durch das Ersetz vom 7. September 1848

aufgehobenen Lasten , Dienstleistungen und Giebigkeiten genießen die Stämpelbefreiung .
8. 34.

In Bezug auf Las Königreich Galizien wird eine besondere Anordnung die

Durchführung des Patentes vom 17. April 1848 und des Gesetzes vom 7. Septem¬
ber 1848 feststellen.

35.
Die Frage über den Umfang der Anwendbarkeit des Gesetzes vom 7. Sep¬

tember 1848 und über die Art der Durchführung desselben in dem Königreiche Dal -

matien wird wegen der daselbst bestehenden noch näher zu erhebenden besonderen Ver¬

hältnisse einer eigenen unverzüglich zu pflegenden Verhandlung vorbehalten .
8- 36.

In allen übrigen Gebietstheilen , für welche das Gesetz vom 7. September
1848 erlassen wurde , sind die Bestimmungen des gegenwärtigen Patentes sofort in

Aus führung zu bringen .
8- 37.

Die Minister des Innern , der Justiz und der Finanzen sind mit der Voll¬

ziehung des gegenwärtigen Patentes und mit der Erlassung der erforderlichen Vor¬

schriften und Weisungen beauftragt .

Gegeben in Unserer königl. Hauptstadt Ollmütz den 4. März 1849 .

Franz Joseph .

Schwarzenberg . Stadion . Kranß . Dach . Cordon . Druck . Thinnseld . Kulmer .

Gedruckt bei Anton Benko.
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